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1. A._____,

2. B._____,

Kläger und Beschwerdeführer

2 vertreten durch A._____,
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Erwägungen:

1.1. Die Parteien des vorliegenden Verfahrens standen sich vor dem Mietgericht 

Dietikon (fortan Vorinstanz) in einem Kündigungsschutzverfahren gegenüber. Mit 

Schreiben vom 22. Juni 2026 zogen die Kläger und Beschwerdeführer (fortan Be-

schwerdeführer) ihre Klage zurück (act. 6/6). Infolgedessen schrieb die Vorinstanz 

das Verfahren mit Beschluss vom 30. Juni 2026 als durch Rückzug erledigt ab 

und auferlegte den Beschwerdeführern die Gerichtskosten von Fr. 500.00 (act. 3 

= act. 5 [Aktenexemplar] = 6/7; fortan zit. als act. 5).

1.2. Mit Eingabe vom 5. August 2026 (Datum Poststempel) erhoben die Be-

schwerdeführer rechtzeitig Beschwerde bei der hiesigen Kammer. Im Rahmen ih-

rer Beschwerde beanstanden sie die Kostenverteilung des vorinstanzlichen Ent-

scheids (act. 2; zur Rechtzeitigkeit vgl. act. 6/8/1-2).

1.3. Die vorinstanzlichen Akten wurden von Amtes wegen beigezogen (act. 6/1-

8). Auf die Einholung einer Beschwerdeantwort kann verzichtet werden (Art. 322 

Abs. 1 ZPO). Das Verfahren erweist sich als spruchreif.

2. Der Kostenentscheid ist selbstständig mit Beschwerde anfechtbar (Art. 110 

ZPO). Das Beschwerdeverfahren richtet sich nach den Art. 319 ff. ZPO. Mit ihr 

können die unrichtige Rechtsanwendung und die offensichtlich unrichtige Fest-

stellung des Sachverhaltes geltend gemacht werden (Art. 320 ZPO). Die Be-

schwerde ist innerhalb der Rechtsmittelfrist schriftlich, begründet und mit Rechts-

mittelanträgen versehen einzureichen (Art. 321 Abs. 1 ZPO). Bei Rechtsmittelein-

gaben von Laien genügt als Antrag eine Formulierung, aus der sich mit gutem 

Willen herauslesen lässt, wie das Obergericht entscheiden soll. Zur Begründung 

reicht aus, wenn auch nur ganz rudimentär zum Ausdruck kommt, an welchen 

Mängeln der angefochtene Entscheid leidet resp. weshalb der angefochtene Ent-

scheid nach Auffassung der Beschwerde führenden Partei unrichtig sein soll. Sind 

auch diese Voraussetzungen nicht gegeben, ist auf die Beschwerde nicht einzu-

treten. 
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3.1. Die Vorinstanz begründet die Kostenauflage mit dem Verfahrensausgang 

bzw. mit Art. 106 Abs. 1 ZPO (act. 5 S. 2). 

3.2. Die Beschwerdeführer bringen dagegen vor, der Beschwerdegegner habe 

an der Schlichtungsverhandlung nicht teilnehmen können, weshalb ihnen die Kla-

gebewilligung ausgestellt worden sei und sie zur Wahrung ihrer Rechte das Ge-

richtsverfahren hätten einleiten müssen. Sie hätten die entsprechenden Gerichts-

kosten somit nicht verursacht, weshalb es nicht angemessen sei, ihnen die ge-

samten Gerichtskosten aufzuerlegen. Sie beantragen, dass ihnen gar keine Ge-

richtskosten aufzuerlegen seien (act. 2).

4.1. Die Rechtsmittelschrift der Beschwerdeführer enthält zwar durchaus eine 

Begründung. Auf die vorinstanzliche Erwägung zur Kostenauflage gehen sie da-

bei jedoch nicht ein (vgl. act. 5 S. 2). Anstatt sich konkret zur von der Vorinstanz 

erwogenen Kostenauflage gestützt auf Art. 106 Abs. 1 ZPO zu äussern, bringen 

die Beschwerdeführer Überlegungen vor, die ihrer Ansicht nach zur Kostenpflicht 

des Beschwerdegegners bzw. zur Kostenlosigkeit des Verfahrens geführt hätte. 

Sie zeigen somit nicht auf, inwiefern der vorinstanzliche Entscheid   konkret die 

Kostenauflage gestützt auf Art. 106 Abs. 1 ZPO  falsch sein soll bzw. inwiefern 

die Vorinstanz das Recht unrichtig angewandt oder den Sachverhalt offensichtlich 

falsch festgestellt haben soll, sondern stellen im Sinne einer appellatorischen Kri-

tik ihre eigene Sicht der zu treffenden Kostenregelung dar. Damit kommen die Be-

schwerdeführer den Begründungsanforderungen im Beschwerdeverfahren nicht 

nach, weshalb auf die Beschwerde nicht einzutreten ist (vgl. E. 2 hiervor).

4.2. Selbst wenn auf die Beschwerde einzutreten wäre, würden die Beschwerde-

führer mit ihren Rügen nicht durchdringen. Es ist gesetzlich vorgesehen, dass die 

Prozesskosten der unterliegenden Partei auferlegt werden und dass bei Klagerü-

ckzug die klagende Partei als unterliegend gilt (Art. 106 Abs. 1 ZPO). Es geht aus 

den Akten klar hervor und wird von den Beschwerdeführern auch nicht bestritten, 

dass sie ihre Klage zurückgezogen haben (act. 2 und act. 6/6). Infolgedessen ist 

es nicht zu beanstanden, dass die Vorinstanz die Gerichtskosten den Beschwer-

deführern auferlegt hat. 
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5.1. Ausgangsgemäss werden die Beschwerdeführer für das vorliegende Verfah-

ren kostenpflichtig (Art. 106 Abs. 1 ZPO). Die Kosten sind auf Fr. 150.00 festzu-

setzen (§ 2 lit. a, c und d i.V.m. §§ 4 Abs. 1, 10 Abs. 1sowie § 12 Abs. 1 und 2 

GebV OG).

5.2. Darüber hinaus werden keine Parteientschädigungen zugesprochen: den 

Beschwerdeführern nicht, weil sie unterliegen, und dem Beschwerdegegner nicht, 

weil diesem keine Auslagen entstanden sind, die zu entschädigen wären.

Es wird beschlossen:

1. Auf die Beschwerde wird nicht eingetreten.

2. Die zweitinstanzliche Entscheidgebühr wird auf Fr. 150.00 festgesetzt und 

den Beschwerdeführern unter solidarischer Haftung auferlegt.

3. Es werden keine Parteientschädigungen zugesprochen.

4. Schriftliche Mitteilung an die Parteien, an den Beschwerdegegner unter Bei-

lage einer Kopie von act. 2, sowie unter Rücksendung der erstinstanzlichen 

Akten an das Bezirksgericht Dietikon, je gegen Empfangsschein.

5. Eine Beschwerde gegen diesen Entscheid an das Bundesgericht ist 

innert 30 Tagen von der Zustellung an beim Schweizerischen Bundesge-

richt, 1000 Lausanne 14, einzureichen. Zulässigkeit und Form einer solchen 

Beschwerde richten sich nach Art. 72 ff. (Beschwerde in Zivilsachen) oder 

Art. 113 ff. (subsidiäre Verfassungsbeschwerde) in Verbindung mit Art. 42 

des Bundesgesetzes über das Bundesgericht (BGG).

Dies ist ein Endentscheid im Sinne von Art. 90 BGG. 

Es handelt sich um eine vermögensrechtliche  Angelegenheit. Der Streitwert beträgt 
Fr. 500.00.

Die Beschwerde an das Bundesgericht hat keine aufschiebende Wirkung.
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